
Audit Committee
Institute e.V.

Gefördert durch

Koalitionsvertrag –  
worauf müssen sich Unternehmen 
einstellen? 

Anfang April 2025 haben die Fraktionen von CDU, CSU und SPD  

ihren Koalitionsvertrag »Verantwortung für Deutschland« vorgelegt.1 

Die folgende Übersicht fasst geplante Vorhaben der Koalition 

zusammen, die für Unternehmen wichtig sind.2 Alle Maßnahmen 

des Koalitionsvertrags stehen unter Finanzierungsvorbehalt.  

1	 Online abrufbar unter https://www.cdu.de/app/uploads/2025/04/Koalitionsvertrag-%E2%80%93-barrierefreie-Version.pdf
2	 Passagen aus dem Koalitionsvertrag werden teilweise wortwörtlich wiedergegeben. Die Zusammenfassung des Koalitionsvertrags der vergan-

genen Legislaturperiode ist online abrufbar unter https://audit-committee-institute.de/media/aci_folder_2021_Koalitionsvertrag.pdf.�A
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Industrie und Wirtschaft

S. 5 ff., 12, 22 ff., 54 f., 64 f., 71, 125 ff.

Allgemein:

•	� Die Dauer von Genehmigungsverfahren für Industrie-
anlagen soll reduziert werden.

•	� Die Zulassung von Anlagen im immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren soll vereinfacht 
werden.

•	� Planungs-, Bau-, Umwelt-, Vergabe- und (Verwal-
tungs-)Verfahrensrecht sollen grundsätzlich über
arbeitet und digitalisiert werden: Die Koalition plant 
den Start einer europäischen Initiative zur Planungs- 
und Genehmigungsbeschleunigung; der nationale 
Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und Umset-
zungsbeschleunigung soll fortgesetzt werden.

Stahlindustrie:

•	� Die Transformation zur Klimaneutralität soll u. a. durch 
die Ermöglichung der Nutzung von CCS-Technolo
gien (CO2-Abscheidungs- und Speicherungstechno-
logien) erleichtert werden.

•	� Das Recycling von Stahlschrott soll unterstützt 
werden.

•	� Die Koalition setzt sich für eine Nachfolgelösung der 
2026 auslaufenden EU-Safeguards3 ein.

Automobilindustrie:

•	 Es wird auf Technologieoffenheit gesetzt.

•	� Die Koalition will Strafzahlungen aufgrund des Über-
schreitens von Flottengrenzwerten abwehren. Die 
Überprüfung der CO2-Reduktionsziele für schwere 
Nutzfahrzeuge und Trailer soll vorgezogen werden.

•	� Die Koalition will die Voraussetzungen dafür schaf-
fen, dass autonomes Fahren in den Regelbetrieb 
kommt.

•	� Der Ausbau der Batteriezellfertigung soll gefördert 
werden.

3	 Seit 2019 existieren in der EU Schutzmaßnahmen für die Einfuhr bestimm-
ter Stahlprodukte; im April 2025 wurden diese noch einmal verschärft. 
Nähere Informationen sind online abrufbar unter https://policy.trade.ec.
europa.eu/news/commission-strengthens-protection-eu-steel-industry- 
2025-03-25_en.

•	� Der Kauf von E-Autos soll gefördert werden, u. a. 
durch folgende Maßnahmen:

– Die Bruttopreisgrenze für die steuerliche Begünsti-
gung von E-Dienstfahrzeugen soll auf 100.000 EUR 
angehoben werden.

– Es soll eine Sonderabschreibung für E-Autos geben.

– E-Autos sollen bis 2035 von der Kfz-Steuer befreit 
werden.

– Haushalte mit kleinem und mittlerem Einkommen 
sollen mit Mitteln aus dem EU-Klimasozialfonds 
beim Umstieg auf E-Autos unterstützt werden.

– Plug-in-Hybrid-Technologie und E-Autos mit Range-
Extender sollen gefördert werden.

– Das Ladenetz soll schneller ausgebaut und die 
Finanzierung hierfür sichergestellt werden.

– Emissionsfreie Lkws sollen über das Jahr 2026 
hinaus von der Mautpflicht ausgenommen werden.

– Die Wasserstoff-Ladeinfrastruktur für Nutzfahr-
zeuge soll gefördert werden.

Chemieindustrie:

•	� Zusammen mit Ländern, Unternehmen und Gewerk-
schaften soll eine Chemieagenda 2045 entwickelt 
werden.

•	� Ein Totalverbot bestimmter Stoffe (z. B. PFAS) wird 
ausgeschlossen.

•	� REACH (EU-Verordnung zur Registrierung, Bewer-
tung, Zulassung und Beschränkung chemischer 
Stoffe) soll auf der Grundlage eines risikobasierten 
Ansatzes weiterentwickelt werden.

•	� Biotechnologie soll als Schlüsselindustrie gefördert, 
ihre Anwendungen regulatorisch erleichtert werden.

Mikroelektronik:

	 Deutschland soll führender Standort für Mikroelek
tronik werden. Investitionen unter dem EU Chips Act4 
und dem IPCEI5-Rahmen sollen weiterhin gefördert 
werden.

4	 Siehe hierzu näher Audit Committee Quarterly II / 2023, S. 24 f.
5	 Important Project of Common European Interest
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Sicherheits- und  
Verteidigungsindustrie:

•	� Die Verteidigungsindustrie soll sehr schnell und in 
großem Ausmaß skalierbar wachsen. Es soll daher 
geprüft werden, ob Werke der Stahl- und Automobil-
industrie für die Verteidigungsindustrie umgerüstet 
werden können. 

•	� Die Verteidigungsausgaben sollen bis zum Ende der 
Legislaturperiode deutlich und stringent wachsen. 
Deren Höhe bemisst sich nach den in der NATO ver-
einbarten Fähigkeitszielen.

•	� Geplant ist ein mehrjähriger Investitionsplan für die 
Verteidigungsfähigkeit, der langfristige finanzielle 
Planungssicherheit gewährleistet.

•	� Das Planungs- und Beschaffungswesen der Bundes-
wehr wird reformiert. Unter anderem soll zeitnah ein 
Planungs- und Beschaffungsbeschleunigungsgesetz 
verabschiedet werden.

•	� Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen und euro-
päischen Sicherheits- und Verteidigungsindustrie 
soll durch langfristig planbare Beauftragung und ver-
einfachten Kapitalzugang verbessert werden.

•	� Die zivile und militärische Luftfahrtindustrie soll stär-
ker zusammengedacht werden.

•	� Zusammenarbeit bei Rüstungsfragen auf EU-Ebene 
soll die Ausstattung einfacher und standardisierter 
machen und für Kosten- und Qualitätsvorteile durch 
gemeinsame Bestellungen sorgen.

•	� Die Möglichkeit von strategischen staatlichen Betei-
ligungen des Bundes im Rüstungsbereich soll geprüft 
werden.

Luftverkehr:

•	� Die über das europarechtlich Erforderliche hinaus
gehende Power to Liquid-Quote soll noch 2025 abge-
schafft werden.

•	� Einer Schlechterstellung europäischer gegenüber 
außereuropäischen Fluggesellschaften bei der 
Sustainable Aviation Fuel-Quote soll durch geeignete 
Instrumente entgegengewirkt werden.

•	� Die Erhöhung der Luftverkehrsteuer wird rückgängig 
gemacht.

Raumfahrt:

•	� Die Raumfahrtindustrie soll gestärkt werden, u. a. 
soll eine resiliente Satelliteninfrastruktur aufgebaut 
werden.

•	� Die Europäische Weltraumorganisation (ESA)  
soll unterstützt werden, das nationale Raumfahrt
programm ausgebaut werden.

Maritime Wirtschaft:

•	� Die Koalition macht sich für eine europäische mari
time Strategie stark, die die Wettbewerbsfähigkeit 
des Schiffsbaus, der Zulieferer und der maritimen 
Technologien sichert.

•	� Der Einstieg deutscher Werften in die Produktion 
von Offshore-Konverterplattformen soll unterstützt 
werden, z. B. durch Bürgschaften.

•	� Die nationale Hafenstrategie soll als gesamtstaatliche 
Aufgabe begriffen und eine Verständigung mit den 
Ländern über die Finanzierung der Maßnahmen in 
der ersten Hälfte der Legislaturperiode erfolgen.

Einzelhandel:

•	� Der Einzelhandel soll vor unlauterem Wettbewerb 
durch billige Konsumgüter aus Fernost geschützt 
werden. 

•	� Bei den Verhandlungen zur Reform der EU-Zollunion 
will sich die Koalition dafür einsetzen, dass die Vor-
schläge für E-Commerce bevorzugt beraten werden.
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Allgemein:

•	� Die Klimaneutralität bis 2045 soll in Deutschland 
durch einen Ansatz erreicht werden, der Klima-
schutz, wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und 
soziale Ausgewogenheit verbindet und auf Innova
tionen setzt. Deutschland soll Industrieland bleiben 
und klimaneutral werden.

•	� Wirtschaft und Verbraucher sollen stärker zu Mit
gestaltern der Energiewende gemacht werden. 

•	� Die Klimaziele sollen vorrangig durch CO2- und andere 
Treibhausgas-Reduktion in Deutschland erreicht 
werden; zusätzlich sollen negative Emissionen und – 
in begrenztem Umfang – eine hoch qualifizierte  
und glaubwürdige CO2-Verringerung in außereuropä-
ischen Partnerländern angerechnet werden.

•	� Aus dem Sondervermögen Infrastruktur (siehe S. 7) 
werden 100 Mrd. EUR schrittweise dem Klima-  
und Transformationsfonds (KTF) zugeführt. Der KTF 
soll sich auf die zentralen Herausforderungen auf 
dem Weg zur Klimaneutralität konzentrieren. Die 
Mittelvergabe soll effizienter werden und stärker an 
den Kriterien der CO2-Vermeidung und des sozialen 
Ausgleichs ausgerichtet sein. 

•	� Zum Energieinfrastrukturfonds siehe S. 8.

•	� Auf EU-Ebene setzt sich die Koalition für eine 
Energieunion zur Vollendung des Energiebinnen-
markts ein.

•	� In zentralen Schlüsseltechnologien – wie z. B. erneu-
erbaren Energien – sollen keine neuen Abhängig
keiten geschaffen und bestehende abgebaut werden; 
die heimische Produktion soll im Sinne einer höhe-
ren Resilienz gestärkt werden.

•	� Die Netze sollen kosteneffizient ausgebaut und 
modernisiert werden.

•	� Strategische staatliche Beteiligungen im Energiesek-
tor, auch bei Netzbetreibern, werden geprüft. Die in 
der Gaskrise erworbenen Anteile des Bundes sollen 
zurückgeführt werden.

Emissionshandel:

•	� Der European Green Deal und der Clean Industrial Act 
sollen weiterentwickelt werden, um Wettbewerbs-
fähigkeit mit Klimaschutz zu verbinden.

•	� An der CO2-Bepreisung soll als zentralem Baustein 
festgehalten werden.

•	� Weitere Länder außerhalb der EU sollen für eine 
CO2-Bepreisung gewonnen werden.

•	� Eine ökonomisch tragfähige Preisentwicklung wird 
verfolgt.

•	� Die Einführung des europäischen Emissionshandels 
für Brennstoffe (ETS 2), der vor allem für den Ver-
kehrs- und Gebäudesektor relevant ist, wird unter-
stützt. Ein reibungsloser Übergang des deutschen 
Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) in  
das ab 2027 geltende ETS 2 soll gewährleistet, CO2-
Preissprünge sollen vermieden werden.

•	� Die CO2-Einnahmen sollen an die Bürger:innen und 
Unternehmen zurückgegeben werden, und zwar 
durch Entlastungen beim Strompreis und durch die 
Förderung von Investitionen in Klimaneutralität.

CBAM:

	 Die Omnibus-Vorschläge der EU-Kommission zu 
CBAM6 werden unterstützt. Für den Fall, dass ein 
effektiver Carbon Leakage-Schutz nicht erreicht 
wird, sollen weiterhin Zertifikate für exportorientierte 
Branchen kostenfrei zugeteilt werden.

CO2-Abscheidungs- und Speiche-
rungstechnologien (CCS) und 
Nutzungstechnologien (CCU):

	 Ein kurzfristig zu verabschiedendes Gesetzespaket 
soll die Abscheidung, den Transport, die Nutzung 
und Speicherung von CO2 ermöglichen – vor allem 
für schwer vermeidbare Emissionen im Industrie-
sektor und für Gaskraftwerke.

6	 Vgl. hierzu Audit Committee Quarterly I / 2025, S. 70 f.

Klima- und Energiepolitik

S. 5 f., 28 ff., 53

KOALITIONSVERTRAG – WORAUF MÜSSEN SICH UNTERNEHMEN EINSTELLEN?
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Energiepreise:

•	� Zur Gewährleistung wettbewerbsfähiger Energie-
preise steht die Koalition für einen systemischen 
Ansatz durch das Zusammenspiel aus dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien, einer Kraftwerksstrate-
gie, dem gezielten und systemdienlichen Netz-  
und Speicherausbau, mehr Flexibilitäten und einem 
effizienten Netzbetrieb.

•	� Unternehmen und Verbraucher sollen dauerhaft  
um mindestens 5 Cent pro kWh entlastet werden. 
Hierzu soll die Stromsteuer für alle auf das euro
päische Mindestmaß gesenkt und die Netzgeld
umlage verringert werden. 

•	� Die Strompreiskompensation soll verlängert und auf 
weitere Branchen ausgedehnt werden.

•	� Für anderweitig nicht weiter zu entlastende energie
intensive Unternehmen soll eine besondere Entlas-
tung eingeführt werden (Industriestrompreis).

•	� Die Gasspeicherumlage soll abgeschafft werden. 

•	� Günstige Gaslieferverträge mit internationalen 
Gasanbietern will die Koalition ermöglichen und flan-
kieren.

•	� Die Potenziale konventioneller Gasförderung im 
Inland sollen genutzt werden.

Erneuerbare Energien:

•	� Die Potenziale der erneuerbaren Energien sollen 
genutzt werden. Bis zur Sommerpause 2025 soll der 
zu erwartende Strombedarf sowie der Stand der 
Versorgungssicherheit, des Netzausbaus, des Aus-
baus der erneuerbaren Energien, der Digitalisierung 
und des Wasserstoffhochlaufs als eine Grundlage 
der weiteren Arbeit überprüft werden.

•	� Die Koalition will erneuerbare Energien entschlossen 
weiter ausbauen.

•	� Die Zwischenziele des Windflächenbedarfsgesetzes 
für 2027 werden beibehalten. Die Flächenziele für 
2032 sollen evaluiert werden.

Kraftwerksstrategie:

	 Die Kraftwerksstrategie soll überarbeitet werden.  
In diesem Rahmen soll der Bau von bis zu 20 GW an 
Gaskraftwerksleistungen bis 2030 technologieoffen 
angereizt werden.

Wasserstoff:

•	� Der Ausbau der Wasserstoffwirtschaft einschließlich 
der entsprechenden Infrastruktur soll beschleunigt 
werden.

•	� Langfristiges Ziel ist die Umstellung auf klimaneutra-
len Wasserstoff.

Kohleausstieg:

•	� Am beschlossenen Ausstieg aus der Braunkohle bis 
spätestens 2038 wird festgehalten. 

•	� Der Zeitplan des genauen Ausstiegs soll sich danach 
richten, wie schnell es gelingt, Gaskraftwerke zuzu-
bauen.  

Allgemein:

•	� Deutschland soll zu einem starken Digitalstandort 
mit starkem digitalen Ökosystem entwickelt werden.

•	� Die Koalition will ein digital souveränes Deutschland. 
Hierzu sollen u. a. Schlüsseltechnologien entwickelt, 
Standards gesichert und digitale Infrastrukturen 
geschützt und ausgebaut werden. Es sollen europä-
isch integrierte und resiliente Wertschöpfungsketten 
für Schlüsselindustrien, von Rohstoffen über Chips 
bis zu Hard- und Software geschaffen werden. 

•	� Die Bedingungen für die anwendungsorientierte For-
schung sollen verbessert werden.

•	� Der Rechenzentrumsstandort Deutschland soll 
gestärkt werden; mindestens eine der europäischen 
»AI Gigafactories« soll nach Deutschland geholt 
werden. 

•	� Der flächendeckende Glasfaserausbau soll entschei-
dend vorangebracht werden.

•	� Die Koalition unterstützt die effektive Durchsetzung 
des Digital Market Act (DMA)7.	

7	  Vgl. hierzu Audit Committee Quarterly II / 2021, S. 28 ff.

KI / Digitalisierung

S. 4 f., 11, 66 ff., 85
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•	� Der AI Act soll innovationsfreundlich und bürokratie-
arm umgesetzt werden.

•	� Es soll geprüft werden, ob die Haftungsregeln beim 
Einsatz von KI auf EU-Ebene angepasst werden 
müssen.

•	� Die Koalition macht sich auf EU-Ebene dafür stark, 
radikalisierungsfördernde Algorithmen im Digital 
Services Act schärfer zu regulieren.

Investitionen:

•	� Koalition plant u. a. massive Investitionen in Cloud- 
und KI-Infrastruktur und in die Verbindung von KI 
und Robotik.

•	� Leichtbautechnologie, additive Fertigung und 3D-
Druck sollen gefördert werden.

Cybersecurity:

	 Die IT-Sicherheit soll – vor allem bei kritischen Infra-
strukturen – verbessert und robuste Wertschöp-
fungsketten sollen aufgebaut werden.

Datenschutz:

•	� Die vorhandenen Spielräume der DSGVO sollen 
genutzt werden, um beim Datenschutz für Kohärenz, 
einheitliche Auslegung und Vereinfachungen u. a. für 
KMUs zu sorgen.

•	� Die Zuständigkeiten sollen bei der Bundesdaten-
schutzbeauftragen im Interesse der Wirtschaft 
gebündelt werden.

Digitale Schlüsseltechnologien:

•	� Deutschland soll ein Spitzenstandort für digitale 
Zukunftstechnologien werden. Schlüsseltechnolo
gien wie KI, Quanten, Robotik, Informations- und 
Kommunikationstechnologien, Photonik sowie Mikro- 
und Nanoelektronik sollen gefördert werden.

•	� Die Koalition setzt auf KI-Sprunginnovationen.

•	� Bei der Entwicklung von Schlüsseltechnologien 
sollen ökologische, soziale und ökonomische Nach-
haltigkeit sowie AI Safety unterstützt werden.

 

Start-ups, Scale-ups,  

Gründungs- und  

Innovationsförderung, 

Sozialunternehmertum 

S. 4 f.

Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für Start-ups und Scale-ups:

•	� Die Start-up-Finanzierungsarchitektur soll auf Effi
zienz hin geprüft werden.

•	� Die Verfügbarkeit von Wagniskapital für Start-ups 
soll verbessert werden, indem die Beteiligungs
möglichkeiten institutioneller Investoren erleichtert 
werden. 

•	� Die Investitionen im Rahmen der WIN-Initiative8 von 
Investoren sollen sich mit über 25 Mrd. EUR mehr 
als verdoppeln.

•	� Unternehmensgründungen sollen innerhalb von  
24 Stunden möglich sein; hierzu sollen u. a. alle erfor-
derlichen Anträge und Behördengänge über eine 
Plattform erledigt werden können (One-Stop-Shop).

•	� Da Frauen bei der Gründung von Start-ups unterreprä-
sentiert sind, soll die Förderung für Gründerinnen 
ausgebaut werden.

•	� Die Mitarbeiterkapitalbeteiligung soll durch eine 
praxisnahe Ausgestaltung von Steuer- und Sozial
versicherungsrecht weiter vorangetrieben werden.

•	� Die Gesellschaft mit gebundenem Vermögen9 soll 
eingeführt werden.  

8	 Die vom damaligen Bundesfinanzminister Christian Lindner ins Leben geru-
fene WIN-Initiative soll die Finanzierung von Start-ups, Scale-ups und inno-
vativen Unternehmen verbessern. Basis der Initiative ist ein breites Bündnis 
aus Wirtschaft, Verbänden, Politik und der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW). Weitere Informationen sind online abrufbar unter  
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/
Themen/Schlaglichter/Start-ups/win-initiative.html.

9	 Siehe hierzu näher Audit Committee Quarterly III / 2024, S. 69 ff.
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Infrastruktur

S. 9, 22 ff., 50, 52 ff.

Unternehmensrecht

S. 88, 92

Aufsichtsräte

S. 54

•	� Ein Sondervermögen von 500 Mrd. EUR für Infra-
struktur und Klimaneutralität wurde geschaffen. Mit 
dem Errichtungsgesetz zum Sondervermögen sollen 
klare Ziele und Investitionsfelder definiert werden. 
Zudem soll eine Erfolgskontrolle verknüpft und nach 
Möglichkeit privates Kapital gehoben werden.

•	� Ein einheitliches Verfahrensrecht für Infrastruktur-
vorhaben soll geschaffen, die Verfahren sollen 
beschleunigt werden.

•	� Für die Straße sollen Finanzmittel zur Auflösung des 
Finanzierungsstaus eingesetzt werden.

•	� Investitionen in das Schienennetz sollen erhöht 
werden. Zur Verbesserung der Qualität des Schienen-
verkehrs und zur nachhaltigen Sicherung von Arbeits-
plätzen soll mittelfristig eine grundlegende Bahn
reform in Angriff genommen werden. 

•	� In sensiblen Bereichen der kritischen Infrastruktur 
dürfen nur Komponenten aus vertrauenswürdigen 
Staaten verbaut werden.  

•	� Das aktienrechtliche Beschlussmängelrecht soll 
überarbeitet und Missbrauchsmöglichkeiten sollen 
reduziert werden.

•	� Der Diskriminierungsschutz nach dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz soll verbessert werden.

•	� Zur Gesellschaft mit gebundenem Vermögen siehe 
S. 6.

•	� Zur Gesellschaftsgründung siehe S. 6.  

	 Die parlamentarische Kontrolle und Steuerung von 
Gesellschaften des Bundes soll durch die Benennung 
von Mitgliedern des Bundestags in deren Aufsichts-
räten sichergestellt werden.  

•	� Die Koalition stellt die Bürger:innen sowie die Wirt-
schaft in den Mittelpunkt ihres Handelns.

•	� Die Bürokratiekosten für die Wirtschaft sollen um  
25 Prozent (ca. 16 Mrd. EUR), der Erfüllungsaufwand 
für Unternehmen, Bürger:innen und Verwaltung  
um mindestens 10 Mrd. EUR gesenkt werden. Dies 
soll u. a. durch die Erhöhung von Schwellenwerten, 
Ausweitung von Ermessensspielräumen, Pauscha-
lierungen, Stichtagsregelungen und Genehmigungs
fiktionen geschehen. Relevante Standards in den 
Bereichen Menschen-, Bürger-, Verbraucher- und 
Arbeitnehmerrechte oder zur Verhinderung von Steu-
erbetrug sollen nicht abgesenkt werden.

•	� Durch ein nationales »Sofortprogramm für den Büro-
kratierückbau« sollen bis Ende 2025 vor allem KMUs 
u. a. von Schulungs-, Weiterbildungs- und Dokumen-
tationsaufwand signifikant entlastet werden.

•	� Die Koalition setzt sich dafür ein, die von der EU aus-
gehende Bürokratie zurückzubauen. Die entsprechen-
den Vorhaben der EU werden unterstützt.

•	� Die Bundesverwaltung soll grundlegend moderni-
siert und ein Effizienzfonds eingeführt werden.  
Die Vorschläge der »Initiative für einen handlungs
fähigen Staat« sollen aufgegriffen werden.

 

Bürokratieabbau

S. 56 ff.
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Reform Schuldenbremse:

	 Eine Expertenkommission unter Beteiligung des 
Bundestags und der Länder soll einen Vorschlag für 
eine Modernisierung der Schuldenbremse ent
wickeln, wodurch dauerhaft zusätzliche Investitio-
nen in die Stärkung des Landes ermöglicht werden 
sollen. Die hierauf folgende Gesetzgebung soll bis 
Ende 2025 abgeschlossen sein.

	 Zum Sondervermögen Infrastruktur und zum 
Klima- und Transformationsfonds siehe S. 4 
bzw. S. 7

Fonds:

•	 Ein Deutschlandfonds mit mindestens 100 Mrd. 
EUR soll eingerichtet werden, in dem private mit 
staatlichen Investitionen unter einem Dach verbun-
den werden. Der Bund soll hierfür mindestens  
10 Mrd. EUR Eigenmittel durch Garantien oder 
finanzielle Transaktionen zur Verfügung stellen. Der 
Fonds soll Finanzierungslücken im Bereich Wachs-
tums- und Innovationskapital – vor allem für den 
Mittelstand und Scale-ups – schließen. 

•	 Der Zukunftsfonds soll über 2030 hinaus erhalten 
bleiben. 

•	 Für die Energieinfrastruktur soll ein Investitions-
fonds mit öffentlichem und privatem Kapital aufgelegt 
werden, der Eigen- und Fremdkapital für Investitio-
nen zur Verfügung stellen soll.

•	 Die Altmittel aus der früheren Bankenabgabe in 
Höhe von 2 Mrd. EUR sollen in einen Mittelstands-
fonds eingebracht werden. Der Fonds soll mit bis  
zu 10 Mrd. EUR »gehebelt« werden und Eigen- und 
Fremdkapital für die digitale und klimaneutrale 
Transformation großer Mittelständler mit begrenz-
tem Zugang zum Kapitalmarkt bereitstellen.

Senkung von Eigenkapital
anforderungen:

	 Durch eine Solvency II-Novelle sollen die Eigen
kapitalanforderungen u. a. für Infrastrukturprojekte 
und Wagniskapital reduziert werden.

Beihilfen:

•	 Alle bestehenden Subventionen werden noch 2025 
einer eingehenden Prüfung unterzogen.

•	 Die Koalition will sich für schnellere und schlankere 
Beihilfeverfahren einsetzen.

•	 Die Förderregeln und -praxis für Industrieansiedlun-
gen und Großvorhaben sollen modernisiert und ent-
bürokratisiert werden.

•	 Die Förderprogramme zur Dekarbonisierung – ein-
schließlich der Klimaschutzverträge10 – sollen beibe-
halten werden.

Abschreibungen:

	 Auf Ausrüstungsinvestitionen soll eine degressive 
Abschreibung von 30 Prozent in den Jahren 2025  
bis 2027 als Investitions-Booster eingeführt werden.

Unternehmensteuer:

•	 Die Körperschaftsteuer soll in fünf Schritten um 
jeweils einen Prozentpunkt gesenkt werden, begin-
nend am 1.1.2028.

•	 Auf EU-Ebene will sich die Koalition für eine einheit
liche Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuer 
einsetzen.

•	 Das Optionsmodell und die Thesaurierungsbesteue-
rung sollen verbessert werden.

•	 Es wird geprüft, ob ab dem Jahr 2027 die gewerb
lichen Einkünfte neu gegründeter Unternehmen 
unabhängig von ihrer Rechtsform in den Geltungs-
bereich der Körperschaftsteuer fallen können.

Gewerbesteuer:

•	 Es sollen administrative Maßnahmen ergriffen 
werden, um Scheinsitzverlegungen in Gewerbe-
steuer-Oasen innerhalb Deutschlands wirksam  
zu begegnen.

•	 Der Gewerbesteuer-Mindesthebesatz wird von  
200 auf 280 Prozent angehoben.

10	 Vgl. hierzu Audit Committee Quarterly II / 2024, S. 48 f.

Steuern, Investitionen  

und Beihilfen 

S. 5, 45 ff., 136
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Fachkräftemangel:

	 Die Fachkräftestrategie des Bundes soll in Zusam-
menarbeit mit den Ländern weiterentwickelt 
werden. Folgende wesentliche Bausteine zur Fach-
kräftesicherung sind geplant: 

– Höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen: Ein jährli-
ches Familienbudget für Alltagshelfer für Familien 
mit kleinen Kindern oder pflegebedürftigen Ange-
hörigen mit kleinen und mittleren Einkommen soll 
geprüft werden.

– Höhere Einwanderung qualifizierter Arbeitskräfte: 
Hierzu soll u. a. Bürokratie abgebaut und die Aner-
kennung von Bildungs- und Berufsabschlüssen 
aus dem Ausland erleichtert werden.

– Hürden bei der Beschäftigungsaufnahme von 
Flüchtlingen sollen abgebaut und Arbeitsverbote 
reduziert werden.

Arbeitszeit:

•	 Anstelle einer täglichen soll eine wöchentliche 
Höchstarbeitszeit eingeführt werden.

•	 Die Pflicht zur elektronischen Erfassung von Arbeits-
zeiten soll unbürokratisch geregelt werden.

•	 Vertrauensarbeitszeit soll ohne Zeiterfassung mög-
lich bleiben.

Arbeitsschutz:

•	 Die Prävention psychischer Erkrankungen soll gestärkt 
werden; hierzu sollen Arbeitsschutzinstrumente auf 
ihre Wirksamkeit hin überprüft werden.

•	 Die Arbeitsbedingungen für Berufskraftfahrer und in 
der Kurier-, Express- und Paketdienstbranche sollen 
verbessert werden.	

Globale Mindeststeuer:

•	 An der Mindeststeuer für große Konzerne soll fest-
gehalten werden.

•	 Die Arbeiten auf internationaler Ebene für eine dauer-
hafte Vereinfachung der Mindeststeuer werden 
unterstützt. Gleichzeitig setzt sich die Koalition auf 
EU-Ebene dafür ein, dass es aufgrund internationaler 
Divergenzen zu keinen Benachteiligungen für die 
Unternehmen im internationalen Wettbewerb kommt.

Finanztransaktionsteuer:

	 Die Koalition unterstützt eine Finanztransaktionsteuer 
auf europäischer Ebene.

Steuerhinterziehung und  
Steuervermeidung:

•	 Die gesetzlichen Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Steuerhinterziehung und Steuervermeidung sollen 
geprüft werden.

•	 Die Möglichkeiten zur Telefonüberwachung bei 
besonders schweren Fällen der bandenmäßigen 
Steuerhinterziehung sollen erweitert werden.

•	 Zur Vermeidung etwaiger unberechtigter Begünsti-
gungen bei der Dividendenbesteuerung (»Cum-Cum-
Geschäfte«) sollen weitere Maßnahmen geprüft 
werden.

Stromsteuer:

	 Siehe hierzu S. 5.

Kfz-Steuer und Subventionen:

	 Siehe hierzu S. 2.

Verteidigung:

	 Siehe hierzu S. 3.

Steuerliche Anreize für Mehrarbeit 
und längeres Arbeiten:

	 Siehe hierzu S. 10.  

Fachkräfte und Arbeitsrecht

S. 14 ff.
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Mindestlohn:

	 Die Mindestlohnkommission wird sich im Rahmen 
einer Gesamtabwägung an der Tarifentwicklung  
und an 60 Prozent des Bruttomedianlohns von Voll-
zeitbeschäftigten orientieren. Ein Mindestlohn  
von 15 EUR pro Stunde sieht die Koalition für das 
Jahr 2026 als erreichbar an.

Anreize zu Mehrarbeit:

•	 Zuschläge für Mehrarbeit, die über die tariflich verein-
barte bzw. an Tarifverträgen orientierte Vollzeitarbeit 
hinausgehen, sollen steuerfrei gestellt werden. 

•	 Wenn Arbeitgeber eine Prämie zur Ausweitung der 
Arbeitszeit zahlen, soll die Prämie steuerlich begüns-
tigt werden.

Betriebliche Mitbestimmung:

•	 Die Mitbestimmung soll weiterentwickelt werden.

•	 Online-Betriebsratssitzungen und -Betriebsversamm-
lungen sollen als gleichwertige Alternativen zu Prä-
senzformaten ermöglicht werden.

•	 Die Mitgliedschaft in Gewerkschaften soll durch 
steuerliche Anreize für Mitglieder attraktiver werden.

Tarifautonomie:

	 Ziel ist eine höhere Tarifbindung; Tariflöhne sollen 
wieder die Regel werden. Hierzu will die Koalition ein 
Bundestariftreuegesetz für Vergaben auf Bundes-
ebene ab 50.000 EUR und für Start-ups mit innova
tiven Leistungen in den ersten vier Jahren nach ihrer 
Gründung ab 100.000 EUR auf den Weg bringen.

  

•	 Das Rentenniveau soll bei 48 Prozent gesetzlich bis 
zum Jahr 2031 abgesichert werden. Die sich hieraus 
ergebenden Mehrausgaben sollen durch Steuer
mittel gezahlt werden. 2029 soll evaluiert werden, ob 
ggf. weitere Maßnahmen ergriffen werden müssen.

•	 Das Renteneintrittsalter soll nicht erhöht werden. 
Der abschlagsfreie Renteneintritt nach 45 Beitrags-
jahren soll auch künftig möglich sein.

•	 Freiwillig längeres Arbeiten soll durch die Aktivrente 
attraktiv gemacht werden: Wer nach Erreichen des 
gesetzlichen Renteneintrittsalters weiterarbeitet, soll 
bis zu 2.000 EUR seines Gehalts monatlich steuer-
frei bekommen. Das Vorbeschäftigungsverbot soll 
aufgehoben werden und so auch die Rückkehr zum 
bisherigen Arbeitgeber erleichtert werden.

•	 Die Hinzuverdienstmöglichkeiten bei Bezug einer 
Hinterbliebenenrente oder der Grundsicherung  
im Alter sollen (nach einer Prüfung ggf.) verbessert 
werden.

•	 Die betriebliche Altersversorgung soll gestärkt  
und deren Verbreitung in KMUs und bei Gering
verdienern weiter vorangetrieben werden.

•	 Eine Frühstart-Rente soll zum 1.1.2026 eingeführt 
werden: Für jedes Kind vom sechsten bis zum  
achtzehnten Lebensjahr sollen pro Monat 10 EUR in 
ein individuelles, kapitalgedecktes und privatwirt-
schaftlich organisiertes Altersvorsorgedepot einge-
zahlt werden.

•	 Die Einbeziehung weiterer Berufs- oder Beschäf
tigungsgruppen (z. B. Beamte) in die gesetzliche 
Rente ist nicht geplant.  

Renten

S. 19 f.
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•	 Der Primärrohstoffverbrauch soll so weit möglich 
reduziert werden, heimische und europäische 
Ressourcen besser genutzt, Rohstoffimporte diver-
sifiziert und Handels- und Rohstoffpartnerschaften 
auf Augenhöhe abgeschlossen werden.

•	 Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz soll abge-
schafft werden. Bis zur Umsetzung der Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive (CS3D) sollen 
Verstöße gegen die Sorgfaltspflichten – mit Aus
nahme von massiven Menschenrechtsverletzungen – 
nicht sanktioniert werden.

•	 Die Kreislaufwirtschaft soll unterstützt, die Kreis
laufwirtschaftsstrategie pragmatisch umgesetzt 
werden.  

Allgemein:

•	 Die Koalition setzt sich für eine pragmatische und 
regelbasierte Handelspolitik ein.

•	 Bei Handelsverträgen soll das EU-only-Prinzip 
Anwendung finden.

•	 Die Koalition engagiert sich für eine Reform des 
WTO-Systems im Hinblick auf Industriesubven
tionen.

•	 Im Bundestag soll eine Expertenkommission ein
gesetzt werden, die in einem jährlichen Bericht  
die Risiken, Abhängigkeiten und Vulnerabilitäten in 
den wirtschaftlichen Beziehungen analysiert und 
Maßnahmen zum De-Risking aufzeigt.

•	 Die »Global-Gateway«-Initiative soll auch bei  
der Wahl der Kooperationspartner berücksichtigt 
werden.

Außenwirtschaftsgesetz:

•	 Die Koalition will zeitnah eine Novelle des Außen-
wirtschaftsgesetzes vorlegen.

•	 Prüfverfahren sollen effektiver und effizienter 
werden.

•	 Ausfuhrgenehmigungsprozesse sollen vereinfacht 
und beschleunigt werden. Stichprobeartige Kontrol-
len mit empfindlichen Strafen bei Verstößen sollen 
durchgängige Prüfungen ersetzen. 

•	 Die Instrumente der Außenwirtschaftsförderung 
sollen strategisch ausgerichtet und finanziell gestärkt 
werden. Die klimapolitischen Sektorleitlinien sollen 
flexibilisiert werden.

•	 Zu Sicherheitsanforderungen für Infrastruktur siehe 
S. 7.	

Rohstoffe, Lieferkette

S. 10, 38, 60

Handelsbeziehungen

S. 9 f., 126 ff., 140
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Nordamerika:

•	 Die Beziehungen zu den USA bleiben laut Koalitions-
vertrag sehr wichtig, sie sind auch unter den neuen 
Voraussetzungen weiterzuführen. Handelspolitisch 
soll der Schulterschluss mit ganz Nordamerika, vor 
allem auch Kanada, gesucht werden.

•	 Mittelfristig soll der Abschluss eines Freihandels
abkommens mit den USA angestrebt werden, 
kurzfristig soll auf die Reduzierung der Einfuhrzölle 
gedrungen werden.

Mittel- und Südamerika:

•	 Die Koalition drängt auf einen zügigen Abschluss  
der EU-Abkommen mit Mercosur und Mexiko.

•	 Das EU-Rahmenabkommen mit Chile soll zeitnah 
ratifiziert werden.

•	 Die strategische Partnerschaft mit Brasilien soll ver-
tieft werden und die Zusammenarbeit mit anderen 
Staaten, wie Mexiko, Argentinien und Kolumbien, 
ausgebaut werden.

Asien:

•	 Die derzeitigen Freihandelsverhandlungen der EU 
mit Indien und den ASEAN-Staaten werden unter-
stützt.

•	 Die Chinastrategie soll nach dem Prinzip des  
De-Risking überarbeitet, einseitige Abhängigkeiten 
sollen abgebaut werden. Bei den Handels- und 
Investitionsbeziehungen soll auf die Einhaltung der 
vereinbarten Regeln und auf volle Reziprozität 
bestanden werden. Die Koalition engagiert sich für 
eine unter den EU-Staaten abgestimmte China
politik. Die Beziehungen zu Taiwan sollen fortgesetzt 
werden. 

•	 Die strategischen Beziehungen zu Indien sollen in 
allen Bereichen – u. a. bei der Energiewende und der 
Sicherheitspolitik – vertieft werden. 

Afrika:

•	 Eine neue Afrikastrategie soll die Vertiefung der 
Handelsbeziehungen mit afrikanischen Staaten vor-
bereiten.

•	 Die von der vorangegangenen Regierung in den 
Bundestag eingebrachten Wirtschaftspartner
abkommen mit Côte d’Ivoire, Ghana, Kamerun und 
den SADC-WPA-Staaten sollen noch in diesem  
Jahr ratifiziert werden.

•	 Die Umsetzung der Afrikanischen Freihandelszone 
wird unterstützt.

Australien:

	 Die derzeitigen Freihandelsverhandlungen der EU 
mit Australien werden unterstützt.  

•	 Kartellrechtsverfahren sollen schneller und effizienter 
werden.

•	 Im europäischen Wettbewerbsrecht – insbesondere 
im Bereich der Fusionskontrolle – soll internationale 
Wettbewerbsfähigkeit, europäische Souveränität und 
Sicherheit stärker berücksichtigt werden.

•	 Eine Expertenkommission »Wettbewerb und Künst-
liche Intelligenz« soll beim Bundeswirtschaftsminis-
terium eingesetzt werden.

•	 Zum DMA siehe S. 5.  

Fairer Wettbewerb

S. 11



	 Zur entschiedenen Bekämpfung von Geldwäsche 
und Finanzkriminalität sollen u. a. die Kompetenzen 
des Bundes im Bereich Finanzkriminalität gebündelt 
und die Zusammenarbeit zwischen den verschie
denen nationalen und internationalen Behörden und 
Organisationen verbessert werden.  

•	 Die Koalition engagiert sich für eine einheitliche 
europäische Finanzregulierung und will auf Gold
plating verzichten.

•	 Bargeld soll als gängiges Zahlungsmittel erhalten 
bleiben, grundsätzlich aber eine digitale Zahlungs
option angeboten werden.

•	 Die Koalition unterstützt die Einführung eines digi
talen Euros.

•	 Die Koalition setzt sich für eine Weiterentwicklung 
der europäischen Spar- und Investitionsunion bzw. 
Banken- und Kapitalmarktunion ein.

•	 Eine vergemeinschaftete europäische Einlagen
sicherung ohne Vorbedingungen wird abgelehnt.

•	 Die Regulierungen von Kryptowerten, des Grauen 
Kapitalmarkts und der Schattenbanken werden  
auf zusätzlichen Regulierungsbedarf hin überprüft.  

•	 Mindestens 3,5 Prozent des BIP sollen Wirtschaft 
und Staat bis 2030 jährlich für Forschung und Ent-
wicklung ausgeben.

•	 Die Koalition will eine Hightech-Agenda auf den Weg 
bringen. Neben geplanten Förderungen soll der 
Staat auch »Ankerkunde« werden. Im Koalitions
vertrag werden einzelne Schlüsseltechnologien, wie 
z. B. KI und Biotechnologie, benannt, die in einem 
ersten Schritt priorisiert werden sollen. Zudem wer-
den Forschungsfelder benannt, die gestärkt werden 
sollen, wie z. B. die Gesundheits- oder Sicherheits- 
und Verteidigungsforschung.  

Geldwäsche 

S. 48 f.

Finanzmarkt

S. 49 f.

Forschungs- und  

Innovationsförderung

S. 77 ff.
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